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 COVID-19 – Newsletter 28 
08.05.2020 

 

Im Zentrum der derzeitigen Bemühungen der Städte und Gemeinden stehen derzeit drei Handlungsfelder:  

 

- Aufrechterhaltung der notwendigen Infrastruktur 

- Sicherstellung der internen Serviceleistungen  

- Situationsadäquates Angebot an KundInnen-Service für die Bevölkerung 

 

Die weltweite Corona-Virus-Pandemie ist die größte Herausforderung seit vielen Jahrzehnten und bedarf zur ihrer 

Bewältigung die Bündelung aller Kräfte und einen entsprechenden Zusammenhalt in unserer Gesellschaft. 

 

Die zentrale Bedeutung, die Städten und Gemeinden sowie kommunalen Institutionen im Zuge der Ausbreitung des 

sogenannten Corona-Virus zukommt, wird auch stets von der Bundesregierung betont. Dienststellen des Öffentlichen 

Sektors wurden seitens der Bundesregierung dazu aufgefordert – soweit dies möglich ist –MitarbeiterInnen zur 

Telearbeit anzuweisen. Dies wurde auch vom Österreichischen Städtebund bis Ende des Monats April 2020 so 

gehandhabt. Alle ReferentInnen des Österreichischen Städtebundes waren auch während dieses Zeitraums per E-Mail 

sowie telefonisch, in gewohnter Weise erreichbar. 

 

Die erste Phase der COVID-19-Virus-Erkrankung haben wir dank der Mithilfe und Unterstützung der Städte und 

Gemeinden als auch der kommunalen Unternehmen sowie der Disziplin der Bevölkerung gut überstanden. Nunmehr 

beginnt die zweite, ebenso bedeutsame und fordernde Phase des „Hochfahrens“ aller kommunalen Leistungen“ – seitens 

der Politik in Österreich auch gerne als „neue Normalität“ bezeichnet. Auch in den Mitgliedsstädten und -gemeinden des 

Österreichischen Städtebundes beginnt wieder der kommunale Alltag – wenn auch in einer ganz neuen Art und Weise. 

Genauso wie in der ersten Phase, werden die Städte und Gemeinden auch weiter auf die Unterstützung des 

Österreichischen Städtebundes zählen können. Die ersten wirtschaftlichen Folgen der notwendigen und erfolgreichen 

Maßnahmen der Bundesregierung zur Reduzierung der Fallzahlen wirken sich nun auf die Gemeinden aus. Die 

Ertragsanteile für Mai 2020 sind im Vergleich zu Mai 2019 bereits um 13% gesunken; für die Folgemonate, insbesondere 

in den Sommermonaten 2020, ist mit weiteren Einbrüchen dieser Mittel, aber auch mit den sonstigen Erträgen der 

Gemeinden, wie der Kommunalsteuer, zu rechnen.  

Unsere derzeitige Priorität gilt der Sicherung der Liquidität der Städte und Gemeinden. Aber auch die, mit der Pandemie 

untrennbar verbundenen, organisatorischen, rechtlichen und sozialen Fragen werden uns nun vermehrt beschäftigen. 

 

Wir möchten Euch, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, für Euren Einsatz zum Wohle der Bevölkerung in ganz 

Österreich in dieser schwierigen Zeit herzlichst danken, verbunden mit der Hoffnung, dass es in naher Zukunft effektive 

medizinische Behandlungen sowie einen Impfstoff gegen dieses heimtückische Virus gibt! 

 

Der folgende Newsletter soll – wie bereits bisher – ein Begleiter im kommunalen Alltag sein und über derzeitige 

Entwicklungen und Problemlagen informieren sowie Maßnahmen, die bereits von einzelnen Städten und Gemeinden 

sowie kommunalen Institutionen und Unternehmen gesetzt wurden, sammeln und aufzeigen. 

Alle bisherigen Ausgaben des „COVID-19 Newsletters“ können Sie unter folgendem Link 

nachlesen:https://www.staedtebund.gv.at/services/aktuelles/?no_cache=1 

 

Zudem möchten wir Sie auf die neu erschienene Ausgabe der ÖGZ (4/5 2020 Schwerpunkt Europäische Union) 

hinweisen. Themen sind u.a. Green Deal, Kommunales auf EU-Ebene und aktuelle Kommentare zur EU und der Corona-

Krise von MdEP Othmar Karas, Rainer Haas und Martin Selmayr, Leiter der Europäischen Kommission in Österreich. 

Online verfügbar unter: www.staedtebund.gv.at/ePaper/oegz-2020-04--05/  

 

 

Redaktion: Dr. Johannes Schmid & Kevin Muik, LL.M. 
  

http://www.staedtebund.gv.at/ePaper/oegz-2020-04--05/
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Aktuelle Ereignisse und Problemlagen 
 

1. Aktuelle Gesetzesbeschlüsse  

 

Folgende Bundesgesetzblätter wurden am 7. Mai 2020 herausgegeben: 

 

BGBl. II Nr. 203/2020 

COVID-19-Risikogruppe-Verordnung 

 

BGBl. II Nr. 204/2020 

Section Control-Messstreckenverordnung A4 2020 Fischamend-Bruck West I 

 

2. Die Parlamentswoche von 11. bis 15. Mai  

 

Montag, 11. Mai 2020 

09.00 Uhr: Der Budgetausschuss beginnt seine Beratungen über die einzelnen Untergliederungen des Budgetentwurfs 

2020. Am Beginn steht traditionellerweise das Parlamentsbudget, es folgen jene der Präsidentschaftskanzlei, des 

Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshofs, der Volksanwaltschaft sowie des Rechnungshofs. Weiters auf der 

Tagesordnung stehen die Budgetkapitel Bundeskanzleramt samt Dienststellen, Integration, öffentlicher Dienst, Sport 

sowie Kunst und Kultur. (Hofburg, Großer Redoutensaal) 

17.15 Uhr: Der Verfassungsausschuss berät über die Einsprüche gegen jene vier COVID-19-Gesetze, die vom Bundesrat 

zurück an den Nationalrat verwiesen wurden. Konkret geht es um die Novellen zum Epidemiegesetz (16. COVID-19-

Gesetz) und zum Freiwilligengesetz (10. COVID-19-Gesetz), das Finanz- und Steuerpaket (18. COVID-19-Gesetz) sowie 

um rechtliche Grundlagen für das Wiederhochfahren des Behördenbetriebs (12. COVID-19-Gesetz). Vonseiten der 

Regierung werden voraussichtlich Gesundheitsminister Rudolf Anschober sowie Kanzleramts- und Europaministerin 

Karoline Edtstadler vertreten sein. (Hofburg Segmentbogen, Lokal 7) 

 

Dienstag, 12. Mai 2020 

09.00 Uhr: Im Budgetausschuss werden die Budgets für Justiz, Wirtschaft, Inneres und Fremdenwesen sowie für 

Arbeit, Familie und Jugend verhandelt. (Hofburg, Großer Redoutensaal) 

 

Mittwoch, 13. Mai 2020 

08.30 Uhr: Der Nationalrat tritt zusammen, um mögliche Beharrungsbeschlüsse über die vier vom Bundesrat 

beeinspruchten COVID-19-Gesetze zu fassen. Die betroffenen Bestimmungen – unter anderem Auflagen für künftig 

wieder erlaubte Veranstaltungen, die Einrichtung eines COVID-19-Screening-Registers, die Befreiung von Schutzmasken 

von der Umsatzsteuerpflicht und gesetzliche Grundlagen für audiovisuelle Verhandlungen auch in Verwaltungsverfahren 

– könnten damit in Kraft treten. (Hofburg, Großer Redoutensaal) 

Im Anschluss an die Nationalratssitzung hat der Ibiza-Untersuchungsausschuss eine nicht öffentliche Sitzung 

anberaumt, um notwendige geschäftsordnungsmäßige Beschlüsse wie die ersten Ladungen von Auskunftspersonen zu 

fassen. (Hofburg, Großer Redoutensaal) 

12.30 Uhr: Der Budgetausschuss verhandelt über die Bundesvoranschläge für Frauen und Gleichstellung, Soziales und 

Pensionsversicherung, Gesundheit sowie Konsumentenschutz. (Hofburg, Großer Redoutensaal) 

 

  

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2020/203/20200507?ResultFunctionToken=33714e00-bc83-458d-abb6-7cc9137aa518&Position=1&Sort=0%7cAsc&Abfrage=BgblAuth&Titel=&Bgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&SucheNachTeil1=False&SucheNachTeil2=False&SucheNachTeil3=False&VonDatum=07.05.2020&BisDatum=08.05.2020&ImRisSeitVonDatum=07.05.2020&ImRisSeitBisDatum=08.05.2020&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2020/204/20200507?ResultFunctionToken=33714e00-bc83-458d-abb6-7cc9137aa518&Position=1&Sort=0%7cAsc&Abfrage=BgblAuth&Titel=&Bgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&SucheNachTeil1=False&SucheNachTeil2=False&SucheNachTeil3=False&VonDatum=07.05.2020&BisDatum=08.05.2020&ImRisSeitVonDatum=07.05.2020&ImRisSeitBisDatum=08.05.2020&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/A-BU/A-BU_00001_00867/index.shtml
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/A-VF/A-VF_00001_00900/TO_04556229.html
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/A-BU/A-BU_00001_00867/index.shtml
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/NRSITZ/NRSITZ_00030/index.shtml
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/A-BU/A-BU_00001_00867/index.shtml
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Donnerstag, 14. Mai 2020 

09.00 Uhr: Die Kapitel Mobilität sowie Innovation und Technologie im Bereich der Forschung eröffnen die Beratungen 

im Budgetausschuss. Auch die Budget-Untergliederungen Klima, Umwelt und Energie, Bildung sowie Wissenschaft und 

Forschung werden unter die Lupe genommen. (Hofburg, Großer Redoutensaal) 

 

Freitag, 15. Mai 2020 

09.00 Uhr: Am letzten Tag der Verhandlungen stehen im Budgetausschuss die Kapitel Landwirtschaft, Regionen und 

Tourismus, militärische Angelegenheiten, Äußeres sowie Finanzen auf dem Programm. Am Abend finden die 

Schlussabstimmungen über den Budgetentwurf sowie sämtliche eingebrachten Anträge statt. (Hofburg, Großer 

Redoutensaal) 

 

3. Verordnung ebnet Weg für Risikogruppen-Atteste 

 

Die Definition der sogenannten Covid-19-Risikogruppe ist am Donnerstag vom Gesundheitsministerium in Form einer 

Verordnung offiziell gemacht worden. In Kraft trat sie bereits am Mittwoch. Das bedeutet, dass Risiko-Atteste mit 

Wirksamkeit ab diesem Datum ausgestellt werden können, vor allem für Personen mit chronischen Grunderkrankungen 

wie Nieren-, Lungen- oder Herzerkrankungen. 

Sehr detailliert legt die Verordnung fest, welche medizinischen Indikatoren die Zuordnung zur Covid-19-Risikogruppe 

rechtfertigen. Dazu gehören etwa "fortgeschrittene funktionelle oder strukturelle chronische Lungenkrankheiten, die eine 

dauerhafte, tägliche, duale Medikation benötigen", wie pulmonale Hypertonien, Mucoviscidosen und zystische Fibrosen 

sowie COPD im fortgeschrittenen Stadium. 

Abgesehen von diesen "medizinischen Indikationen ist die Ausstellung eines Covid-19-Risiko-Attests nur dann zulässig, 

wenn sonstige schwere Erkrankungen mit funktionellen oder körperlichen Einschränkungen vorliegen", die einen ebenso 

schweren Krankheitsverlauf einer Corona-Erkrankung annehmen lassen, regelt die Verordnung. Diese Bewertung liegt 

dann im Ermessensspielraum des behandelnden Arztes und ist "entsprechend zu begründen und zu dokumentieren". 

Für Mitglieder der Risikogruppe gelten während der Coronakrise Ausnahmeregeln. So sollen sie zum Schutz vor einer 

Ansteckung von der Arbeit freigestellt werden oder wenn möglich von zu Hause arbeiten. Betroffene sollen vom 

Sozialversicherungsträger über ihren Status informiert werden, der Arzt kann dann ein Risiko-Attest ausstellen. 

Die Verordnung finden Sie unter: https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_203/BGBLA_2020_II_203.html  

 

Darüber hinaus veröffentlichte das BMSGPK Empfehlungen zur Erstellung einer individuellen COVID-19 Risikoanalyse bezgl. eines 

schweren Krankheitsverlaufs. Diese finden Sie in Beilage1. 

 

4. Gesundheitsministerium veröffentlicht vorab Gastronomieverordnung 

 

Das Gesundheitsministerium hat heute die Verordnung zur Wiedereröffnung der Gastronomie am 15. Mai Pause online 

gestellt. Sie enthält die bereits bekannten Regeln wie Mindestabstand sowie Maskenpflicht und lässt einigen Spielraum. 

Zu etwaigen Sanktionen gab sich heute die Regierung zurückhaltend, es wurde vor allem an die Eigenverantwortung von 

Wirten und Gästen appelliert. Klar ist so viel: Sperrstunde ist um 23.00 Uhr, also danach noch ein wenig 

sitzenbleiben und austrinken geht nicht. Kellner brauchen eine Abdeckung von Mund und Nase, Köche nicht. 

Salz- und Pfefferstreuer sowie Brotkorb stehen nicht mehr am Tisch und müssen angefordert werden. Vorbestellte 

Speisen und Getränke für eine Selbstabholung dürfen nicht vor Ort konsumiert werden. 

Dann wird es etwas unkonkreter: Die Konsumation darf nicht in unmittelbarer Nähe zur Ausgabestelle 

erfolgen (Stichwort: Schankverkauf). Wie weit der Abstand sein muss, ist nicht vorgegeben. Zwischen den 

Besuchergruppen muss ein Abstand von mindestens einem Meter herrschen. Bei einer räumlichen Trennung muss der 

Mindestabstand nicht eingehalten werden, wie diese "geeigneten Schutzmaßnahmen" aussehen, bleibt offen. 

file://///pdgdata1.parlinkom.gv.at/DFS/Pressedienst/PK_AUSSENDUNGEN_Vorbereitung_Anmerkungen/%3c%3c1%5eBudgetausschuss%5eXXVII%5eA-BU%5e13%5e14.05.2020%3e%3e
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/A-BU/A-BU_00001_00867/index.shtml
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_203/BGBLA_2020_II_203.html
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An einem Tisch dürfen auch mehr als vier Personen und deren Kinder sitzen - wenn sie aus einem Haushalt 

kommen. Wem diese Kontrolle obliegt, ist in der Verordnung nicht festgeschrieben. Strafrahmen sind in der Verordnung 

nicht enthalten.  

Etwas verwirrend ist die Regelung des Maskentragens in den Lokalen. Hierzu heißt es lediglich: "Vom erstmaligen 

Betreten der Betriebsstätte bis zum Einfinden am Verabreichungsplatz hat der Kunde gegenüber anderen Personen, die 

nicht zu seiner Besuchergruppe gehören, einen Abstand von mindestens einem Meter einzuhalten und in geschlossenen 

Räumen eine den Mund- und Nasenbereich abdeckende mechanische Schutzvorrichtung zu tragen. Beim Verlassen des 

Verabreichungsplatzes hat der Kunde gegenüber anderen Personen, die nicht zu seiner Besuchergruppe gehören, einen 

Abstand von mindestens einem Meter einzuhalten."  

Die heute präsentierte Verordnung wird erst am Dienstag offiziell erlassen. Sie ist ab heute auf der Homepage des 

Gesundheitsministeriums einsehbar. Die Verordnung gilt in diesen Punkten nicht für Spitäler und Kuranstalten, 

Senioren- und Pflegeheime, Schulen, Kindergärten und Horte sowie Betriebskantinen.  

Den vollständigen veröffentlichten Auszug aus der Verordnung finden Sie in Beilage2. 

 

5. Wie in Österreich das Virus verbreitet wurde 

 

Rund 3.800 der derzeit etwa 15.600 Infektionsfälle mit dem Coronavirus in Österreich hat die Agentur für Gesundheit 

und Ernährungssicherheit (AGES) untersucht und damit insgesamt 169 Cluster, also zusammenhängende Infektionen, 

ausfindig gemacht. Rund 35 Prozent aller Cluster und 30 Prozent aller Fälle sind dabei dem Bereich von SeniorInnen- 

und Pflegeheimen zuzuordnen. Übertragungen in öffentlichen Verkehrsmitteln oder in Geschäften wurden in den 

untersuchten Fällen nicht nachgewiesen.  

Mehr dazu: https://orf.at/stories/3164624/  

 

6. Corona und Verfassung – heiligt der Zweck die Mittel? 

 

Das Thema „Corona und Verfassung“ birgt eine ganze Fülle unterschiedlicher Themen, die in der 

Verfassungsrechtswissenschaft quer über alle Kontinente wie auch in der Politik und in sozialen Medien intensiv 

diskutiert werden. Einige davon beleuchtet Dr.in Anna Gamper, Universitätsprofessorin am Institut für Öffentliches 

Recht, Staats- und Verwaltungslehre in Innsbruck, in ihrem lesenswerten Beitrag, der im Magazin der Österreichischen 

HochschülerInnenschaft publiziert wurde. 

Mehr dazu: https://www.unipress.at/politik/corona-und-verfassung/  

 

7. Datenschutz: Abstrichentnahme in SeniorInnenenwohneinrichtungen 

zulässig? 

 

Zur Bewältigung der Corona-Krise sollen in den SeniorInneneinrichtungen Abstriche von allen BewohnerInnen und vom 

gesamten Personal auf SARS-CoV-2 entnommen werden. Der sogenannte PCR-Test auf das Coronavirus SARS-CoV-2 

wird aus dem Rachen und der Nase des Probanden genommen. Zur reibungslosen Abwicklung dieser Maßnahme ist eine 

Excel-Liste der BewohnerInnen und des Personals an die Landessanitätsdirektion sowie das Rote Kreuz zu übermitteln. 

In dieser Liste sind Name, Geburtsdatum, Sozialversicherungsnummer, Wohnadresse (bei Personal), Tätigkeit 

(Kategorisierung laut Tabelle), sofern bekannt, behandelnder Arzt (Hausarzt) der zu testenden Personen bekannt zu 

geben. Dies hat gemäß dem Anforderungsschreiben der Landessanitätsdirektion vom 20.04.2020 mittels (Excel-)Liste 

per E-Mail zu erfolgen.  

 

https://orf.at/stories/3164624/
https://www.unipress.at/politik/corona-und-verfassung/


6 

 
 

Grafik: Stadt Wien 

 

Da Zweifel an der Zulässigkeit dieser Vorgehensweise bestanden, wurde seitens der Stadt Salzburg eine rechtliche 

Stellungnahme in Auftrag gegeben. Zudem wurde die Datenschutzbehörde in dieser Frage kontaktiert und hat dazu 

folgende Stellungnahme abgegeben: 

 

Die Datenschutzbehörde nimmt zu Ihrer Anfrage wie folgt Stellung und bedauert die Verzögerung der Erledigung: 

Die Verarbeitung von Gesundheitsdaten ist nur im Rahmen der in Art. 9 Abs. 2 DSGVO abschließend aufgezählten 

Eingriffstatbestände zulässig. Vorliegend kommt daher v.a. Art. 9 Abs. 2 lit. i DSGVO in Betracht. 

Ob die Durchführung einer flächendeckenden Testung Deckung in dieser Bestimmung findet, ist allerdings fraglich. Dies 

vor allem deshalb, weil es dafür eine qualifizierte Rechtsgrundlage im Bundes- oder Landesrecht bräuchte. Eine solche ist 

der Datenschutzbehörde jedoch nicht bekannt, wenngleich zugegeben werden muss, dass aufgrund der kurzen 

Zeitspanne nur eine oberflächliche Recherche stattfinden konnte. 

 

Mit der geplanten Novelle des EpidemieG (siehe https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV, Artikel 1) könnte mit §§ 5 Abs. 4, 

5a und 5b das Problem zumindest formell gelöst sein. Ob diese Bestimmungen allerdings den Vorgaben des Art. 9 Abs. 2 

lit. i DSGVO bzw. der Verfassungsbestimmung des § 1 DSG entsprechen, ist fraglich. 

 

Zudem wurde von der Stadt Salzburg eine rechtliche Stellungnahme zur selben Thematik in Auftrag gegeben. Diese 

von Hon.Prof. Dr. Clemens Thiele verfasste Stellungnahme finden Sie in Beilage3. 

 

8. Prognose: Jugendarbeitslosigkeit könnte sich verdoppeln 

 

Die Jugendarbeitslosigkeit könnte sich heuer aufgrund der Coronakrise fast verdoppeln. Zu diesem Ergebnis kommt eine 

Prognose der Johannes Kepler Universität Linz (JKU). "Vor der Krise hatten wir 44.000 arbeitslose Jugendliche. Unsere 

Prognose führt zu dem Ergebnis, dass die Zahl auf knapp 80.000 ansteigen wird", sagte der JKU-Soziologieprofessor 

Johann Bacher am Donnerstag im Ö1-"Morgenjournal". 

Jugendliche seien durch die Covid-19-Pandemie fast doppelt so stark von Arbeitslosigkeit bedroht wie die heimische 

Gesamtbevölkerung. Die "Lost Generation" könnte laut der Prognose der Uni Linz um über 40 Prozent wachsen. Vor der 

Krise wurden rund 65.000 Jugendliche in Österreich zur NEET-Gruppe gezählt, sie sind nicht in Ausbildung, Arbeit oder 

Schulung. "In der Prognose würde die Zahl auf 93.000 steigen", sagte der Linzer Sozialwissenschaftler. 

Die Jugend und die jungen Erwachsenen treffe die Coronakrise stärker, weil sie schneller gekündigt werden können und 

die Stammbelegschaft bevorzugt werde, so Bacher. Er erwartet, dass heuer rund 7.500 Lehrstellen fehlen könnten. Vor 

allem die coronabedingte Krise im Tourismus wirke sich sehr negativ auf den Lehrstellenmarkt aus. 

 

9. Schule - Höchstgrenze 18 SchülerInnen pro Klasse 

 

Im Regelfall müssen alle Klassen in zwei gleich große Gruppen geteilt werden - "es sei denn, die maximale 

Gesamtschüler/innenanzahl von 15 bis 18 wird in einer Klasse nicht überschritten und die bestehenden 

Hygienebestimmungen lassen sich einhalten" (also etwa der Ein-Meter-Abstand zwischen den Tischen). Das Ministerium 

empfiehlt den Schulen dabei das "Drei plus zwei Tage"-Modell - also drei Tage Unterricht für die eine Gruppe und 

zwei Tage für die andere, in der Woche darauf umgekehrt. Schulautonom sind aber auch andere Modelle möglich - 

allerdings "in Abstimmung zwischen Schulaufsicht und Schulleitung". 

Sofern am Standort eine andere Einteilung gewählt wurde, muss aus Rücksicht auf berufstätige Eltern sichergestellt 

werden, dass Geschwisterkinder keine unterschiedlichen Intervalle beim Schulbesuch haben. Gehen Kinder in 

zwei verschiedene Schulen, sollen die Bildungsdirektionen sicherstellen, "dass die an den einzelnen Schulen praktizierten 

Modelle für die Gruppenbildung so aufeinander abgestimmt werden, dass es für Eltern und Erziehungsberechtigte zu 

keinen organisatorischen Schwierigkeiten kommt". Sollte dies doch der Fall sein, "sind nach entsprechender 

Rücksprache mit den Eltern und Erziehungsberechtigten geeignete Lösungen für die betroffenen Schülerinnen und 

Schüler zu finden". 

https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV
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Grundsätzlich soll an den Schulen der bisherige Stundenplan aufrechterhalten werden. Wie bereits angekündigt entfällt 

aber der Turnunterricht - Sonderregeln gibt es nur für Sonderformen wie etwa Leistungssportschulen bzw. Schulen mit 

Sport-Schwerpunkt. Musik kann dagegen grundsätzlich stattfinden - allerdings darf nicht gesungen werden. 

Sonderregeln gibt es auch hier für Schulen mit Musik-Schwerpunkt. Auch in allen anderen Fächern wie etwa Religion 

muss auf das Singen oder Tanzen verzichtet werden. 

Grundsätzlich endet der Unterricht an den Volksschulen um 12.00 Uhr und an den AHS-Unterstufen bzw. Neuen 

Mittelschulen um 14.00 Uhr - zu diesem Zeitpunkt bereits begonnene Stunden können aber beendet werden. An den 

Oberstufenschulen darf dagegen auch am Nachmittag unterrichtet werden - bei einem Beschluss im 

Schulgemeinschaftsausschuss außerdem auch am Samstag. 

Für dieses Unterrichtsjahr ausgesetzt wird die verschränkte Ganztagsschule. Nach Ende des Vormittagsteils wird nur 

mehr Betreuung angeboten. Normal weitergeführt wird die Nachmittagsbetreuung an den offenen Ganztagsschulen. 

Anders als zuletzt angekündigt können Schüler in Volksschulen doch theoretisch durchfallen: Wie in allen anderen 

Schularten soll nun gelten, dass sie mit einem Nicht Genügend automatisch aufsteigen, bei mehreren Fünfern 

entscheidet die Lehrerkonferenz darüber. 

Schularbeiten finden keine mehr statt. Auch andere punktuelle Leistungsfeststellungen wie Tests sollen nur mehr in 

Ausnahmefällen durchgeführt werden. Schüler, die eine bessere Note haben wollen, dürfen eine sogenannte 

"Wunschprüfung" absolvieren. Außerdem wird der Grundsatz, dass zuletzt erbrachte Leistungen höher bewertet werden, 

für heuer ausgesetzt. Das bedeutet etwa, dass die im Homeschooling erbrachten Leistungen genauso viel wert sind wie 

jene in den letzten Schulwochen. 

Nicht ausgesetzt werden die Testungen für Schüler in Deutschklassen. Diese entscheiden darüber, ob ein Kind in die 

reguläre Klasse wechseln darf. Allerdings wird der Testzeitraum bis zum letzten Schultag verlängert. 

Umgekehrt gibt es eine Sonderregelung für den Aufstieg aus Deutschförderkursen in die nächste Schulstufe: Beim 

Ergebnis "ausreichend" oder "mangelhaft" entscheidet darüber die Lehrerkonferenz unabhängig davon, ob bereits eine 

positive Beurteilung unter Berücksichtigung der Sprachschwierigkeiten in allen Unterrichtsgegenständen möglich ist. 

 

10. Öffnung von Sportstätten wie Skateparks oder Ballsportkäfige nun doch erst 

am 15. Mai 

 

das BMKOES hat seine ursprüngliche auf der Website veröffentlichte Ansicht, dass eine Öffnung von öffentlichen 

Sportstätten wie Skateparks oder Ballsportkäfigen mit 03.05. möglich wäre revidiert. Nunmehr ist dort zu lesen, dass 

eine Öffnung erst mit 15.05. zulässig ist.  

siehe: https://www.bmkoes.gv.at/Themen/Corona/H%C3%A4ufig-gestellte-Fragen-Sport-Veranstaltungen.html  

 

11. Klima- und Konjunktur: Bundesregierung trifft Leitbetriebe 

 

Wirtschaftsministerin Margarete Schramböck setzt gemeinsam mit Klimaministerin Leonore Gewessler die Gespräche 

mit der Wirtschaft fort. Nach den Sozialpartnern, den KMU und den Wirtschaftsforschern traf man sich am Donnerstag 

mit Leitbetrieben. "Ich bin mit 260 Unternehmen laufend in Kontakt", sagte Schramböck vor dem Termin. 

Schramböck verwies auf den 38 Mrd. Euro schweren Schutzschirm zur Bewältigung der Krise und das geplante 

Konjunkturpaket. Für Gewessler geht es dabei darum, die Klimakrise und den Wiederaufbau nach der Coronakrise unter 

einen Hut zu bekommen. Wenn man klug investiere, könne man mit Klimainvestitionen die lokale und regionale 

Wertschöpfung stärken. Als Beispiele nannte sie die thermische Sanierung und den Ausbau der Photovoltaik. 

Wie Gewessler sagte, sollen auch die Gemeinden und Städte einbezogen werden. Diese seien wichtige 

Akteure, wenn es darum geht, Vorort zu investieren. Angemerkt wird, dass bereits vergangene Woche ein erstes Gespräch 

zwischen BM Gewessler und Generalsekretär Weninger sowie Städtebund-Verkehrsreferentin Schwer per 

Videokonferenz stattfand. Dabei ging es insbesondere um die Themen Mobilität und Klimaschutz.  

https://www.bmkoes.gv.at/Themen/Corona/H%C3%A4ufig-gestellte-Fragen-Sport-Veranstaltungen.html
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Das Gespräch verlief durchwegs konstruktiv. BM Schramböck kündigte an, dass das Finanzministerium die Richtlinien 

für die Zuschüsse aus dem Corona-Hilfsfonds "demnächst" veröffentlichen werde. 

 

12. Siedlungswasserwirtschaft: Investition von 82,5 Millionen Euro in die 

Wasserinfrastruktur 

 

Die Versorgung der Bevölkerung mit erstklassigem Trinkwasser, die Entsorgung der Abwässer und der Schutz vor 

Hochwasser sind wichtige Aufgaben der öffentlichen Verwaltung. Heute genehmigte die Kommission Wasserwirtschaft 

insgesamt 765 Wasser-Projekte. Mit der heutigen Förderungszusage wurden die Mittel für 638 Projekte für die 

kommunale Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung mit insgesamt 37,4 Millionen Euro freigegeben.   

Im Bereich der Trinkwasserversorgung sind durch die schon deutlich spürbaren Auswirkungen des Klimawandels 

Anpassungsmaßnahmen erforderlich. Wetterextreme, höhere Temperaturen und längere Trockenperioden können auch 

in Österreich zur kleinräumigen Wasserknappheit führen. Das ist für die Wasserversorgung eine große Herausforderung. 

Um die Bevölkerung weiterhin mit dem nötigen, sauberen und hochwertigen Trinkwasser versorgen zu können, werden 

Maßnahmen wie der Bau von Verbundleitungen und die Erkundung von neuen Trinkwasser-Ressourcen durch die Mittel 

des Bundesministeriums für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus gefördert. Genehmigt wurden dazu 13 Projekte im 

Bereich Gewässerökologie mit einer Gesamtförderung in der Höhe von 5,1 Millionen Euro. Durch diese können Wehre 

und Rampen wieder für Fische passierbar gemacht und rund 8 km Flusslauf renaturiert werden. 

Im Bereich Hochwasserschutz gab es grünes Licht für insgesamt 114 Projekte für einen vorbeugenden Hochwasserschutz 

bzw. zur Instandhaltung von bestehenden Anlagen mit einer Bundesfinanzierung von rund 40 Millionen Euro. Durch 

diese Projekte können rund 2.000 Häuser und 6.000 Menschen besser vor Hochwasserereignissen geschützt werden. 

Die genehmigten Förderungsansuchen haben ein Gesamtausmaß von 82,5 Millionen Euro und lösen ein 

Investitionsvolumen von rund 280 Mio. Euro aus. „Dadurch werden rund 5.000 Arbeitsplätze in verschiedenen 

Bereichen wie Planung oder Baugewerbe gesichert, was gerade in der aktuellen Lage besonders wichtig ist.  

Weitere Informationen dazu finden Sie auf der Homepage des Ministeriums.   

 

13. Edtstadler verkündet Einigung mit Rumänien auf Pflege-Korridorzug 

 

Der erste Korridorzug werde am 10. Mai aus Rumänien über Ungarn nach Österreich starten, hieß es in der Mitteilung 

weiter. Dieser Zug steht rumänischen Betreuerinnen mit Arbeitsplatz in Österreich bei Bedarf zur Verfügung. Die 

Organisation erfolgt durch die Wirtschaftskammer Österreich, die ÖBB stehen als Mobilitätspartner zur Verfügung. 

Die notwendigen Informationen stehen unter www.daheimbetreut.at zur Verfügung. "Konkret können Buchungen unter 

Personenbetreuung-zug@btu.at sowohl von Agenturen als auch von Familien ohne Agenturen vorgenommen werden. 

 

14. Corona-Pandemie führt zu hohem Defizit und steigender Schuldenquote 

 

Die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie führen nicht nur zu einem drastischen Einbruch des Wirtschaftswachstums 

in Österreich, sie verursachen auch massive budgetäre Kosten und belasten die öffentlichen Haushalte. Das 

Finanzministerium legt nun ein technisches Update zum Stabilitätsprogramm 2019-2021 (III-129 d.B) vor, wobei der 

ursprünglich günstige Ausblick auf die beiden kommenden Jahre durch die geänderte Ausgangslage erheblich getrübt 

wird. Der Bericht geht für 2020 von einem Rückgang der Wirtschaftsleistung um 5,2% aus und rechnet überdies mit 

einem Nettofinanzierungsdefizit von 8% und einem Anstieg der Schuldenquote auf 81,4%.  

 

Wirtschaftseinbruch durch Rückgang bei Konsum, Investitionen und Exporten 

Den erwarteten Wirtschaftseinbruch führt das Ressort sowohl auf nationale als auch auf internationale Effekte zurück. So 

werde aufgrund der Einschränkungen der private Konsum 2020 um 2,9% zurückgehen und erst 2021 wieder um 3,1% 

http://www.bmlrt.gv.at/wasser
http://www.daheimbetreut.at/
mailto:Personenbetreuung-zug@btu.at
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/III/III_00129/index.shtml
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wachsen. Die Sparquote der Haushalte steige allerdings, da die Maßnahmen der Regierung die Einkommensausfälle 

weitgehend kompensieren und durch die niedrigere Inflation von 0,9% auch die Kaufkraft zusätzlich gestärkt werde, 

heißt es. Noch stärker negativ entwickeln sich nach Einschätzung des Berichts die Bruttoanlageninvestitionen, die 2020 

um 8,7% sinken werden. Auch hier soll es 2021 wieder zu einem Anstieg (+4,5%) kommen. 

Einen zusätzlichen negativen Effekt von etwa 1,5% erwartet das Ministerium vom externen Umfeld, dies insbesondere 

durch einen Rückgang der externen Nachfrage. So sei 2020 mit einem Minus bei den Exporten von 12,0% und bei den 

Importen von 9,7% zu rechnen. 2021 werde dies nur zu zwei Drittel wieder kompensiert werden, lautet die Prognose. 

 

8% Nettofinanzierungsdefizit, über 81% Schuldenquote 

Von den negativen wirtschaftlichen Entwicklungen ist auch der Budgetvollzug 2020 geprägt. Während die 

gesamtstaatlichen Ausgaben steigen, gibt es auf der Einnahmenseite deutliche Rückgänge bei den Steuereinnahmen und 

Sozialversicherungsbeiträgen. In Summe resultiert dies in einem stark negativen gesamtstaatlichen Maastricht-Saldo 

und einer ansteigenden Schuldenquote. So wird 2020 auf gesamtstaatlicher Ebene mit einem Nettofinanzierungsdefizit 

von -30,5 Mrd. € oder -8% des BIP gerechnet. Im Vergleich zur Einschätzung Anfang März ist dies eine Verschlechterung 

von 26,3 Mrd. € oder -7% Prozentpunkte des BIP. Beim strukturellen Saldo geht der Bericht von einem Wert von -6,2% 

des BIP aus. Aufgrund der großen Unsicherheiten über die Tiefe der Rezession und die damit verbundene Outputlücke 

sei diese Zahl allerdings nur eine vorläufige Schätzung, heißt es dazu. 

Ein abruptes Ende setzt die COVID-19-Pandemie auch dem jahrelangen Rückgang des nominellen Schuldenstands und 

der Schuldenquote. So steigen nach den derzeitigen Prognosen infolge des hohen Nettofinanzierungsbedarfs die 

nominellen Schulden um rund 31 Mrd. € auf 311,4 Mrd. €. Zudem trägt der BIP-Einbruch von prognostizierten -5,2% zu 

einem deutlichen Anstieg der Schuldenquote bei. Erste Schätzungen gehen von einer Schuldenquote von 81,4% Ende 

2020 aus. 

Die Krise führt aber auch zu einem erheblichen budgetären Einnahmenrückgang. Der Bericht spricht von einem Minus 

von 3,5% gegenüber 2019. Im Vergleich zur Einschätzung Anfang März 2020 (+1,9%) bedeutet dies eine Revision um -

5,4 Prozentpunkte. Ein Anstieg wird hingegen bei den gesamtstaatlichen Ausgaben erwartet, wo sich vor allem 

Mehraufwendungen für Arbeitslosenversicherung und Notstandshilfe zu Buche schlagen. So geht die momentane 

Planung für 2020 von 218,7 Mrd. € an Ausgaben des Gesamtstaates aus. Dies ist im Vergleich zu 2019 eine Steigerung 

von 26,5 Mrd. € oder 13,8% und impliziert ein um 8,2 Prozentpunkte höheres Ausgabenwachstum als noch im März 

2020 angenommen wurde. 

 

2021 graduelle Erholung 

Was nun die Entwicklung für 2021 betrifft, wird weiterhin ein klar negativer Maastricht-Saldo erwartet, der allerdings 

deutlich besser als 2020 ausfallen sollte. Die Schuldenquote wiederum wird auf Basis der jüngsten Einschätzungen 

wieder unter 80% des BIP sinken. 

 

15. Wiedereröffnung der Jugendzentren 

 

Die Offene Jugendarbeit hat ihren Betrieb wieder aufgenommen - eine Öffnung der Jugendzentren ist seit dem 1. 

Mai möglich. Jugendzentren fallen zwar unter die Kategorie Freizeiteinrichtungen, deren Betreten laut COVID 19-

Lockerungsverordnung nach wie vor verboten ist, Jugendzentren sind davon allerdings ausgenommen, wie seitens des 

Jugendministeriums und des Sozialministeriums bestätigt wurde. 

Die bekannten Hygienemaßnahmen sowie die 10m²- und 1m-Abstandsregel finden auch hier Anwendung. Die 

Umsetzung der Maßnahmen liegt in der lokalen Verantwortung der Trägervereine, Gemeinden und Länder. 

 

Details zu den Empfehlungen sowie konkrete Umsetzungsmaßnahmen finden Sie in der Stellungnahme von bOJA (PDF) 

(vgl. auch Newsletter 26 vom 04.05.2020, Punkt 16).  

 

https://www.boja.at/sites/default/files/inline-files/Empfehlung_%C3%96ffnung%20OJA_1.pdf
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16. Europatag: Mitmachen unter dem Parlaments-Hashtag 

#EuropeansAgainstCovid19 

 

Am 9. Mai findet der Europatag statt. Aufgrund der Corona-Pandemie können dieses Jahr keine Präsenzveranstaltungen 

und -feierlichkeiten zum 70. Jahrestag der Schuman-Erklärung durchgeführt werden. Vor dem Hintergrund der Corona-

Krise hat das Europäische Parlament den Hashtag #EuropeansAgainstCovid19 ins Leben gerufen.  

Mit dem Hashtag sollen Geschichten von Menschen hervorgehoben werden, die Solidarität zeigen. Gerade die Städte 

zeigen große Anstrengungen zur Eindämmung des Corona-Virus  und seiner Folgen. Der Europatag bietet eine gute 

Gelegenheit, die vielen lokalen Aktionen sichtbar zu machen und für europäische Solidarität zu werben.   

Das Europäische Parlament ruft Sie herzlich dazu auf, mit Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern und / oder 

Mitarbeitenden der Verwaltung Videos (max. 1 Minute) mit Ihren Geschichten (auf Englisch oder Deutsch) zu drehen 

und diese in den sozialen Medien unter den Hashtags #EuropeansAgainstCovid19 und #EuropeDay zu veröffentlichen. 

Sie sollten kompakt und anschaulich sein. Möglich ist auch, statt eines Videos kurze Texte mit den beiden Hashtags zu 

posten. 

 

17. EU-Ausschuss des Bundesrats für Freiwilligkeit und Datenschutz 

 

Einige COVID-19-Hilfsprogramme auf EU-Ebene standen heute im EU-Ausschuss des Bundesrats zur Diskussion. 

Konkret wurde über die Verordnungsvorschläge zur finanziellen Unterstützung für besonders von der Pandemie 

betroffene EU-Mitgliedstaaten und zum Kurzarbeitsprogramm SURE debattiert. Außerdem berieten die BundesrätInnen 

über die Möglichkeit einer einheitlichen Vorgangsweise der Mitgliedstaaten, was die Nutzung von Mobil-Apps und 

anonymisierten Mobilitätsdaten betrifft. Mit zwei von drei angenommenen Anträgen auf Stellungnahme pochten die 

BundesrätInnen zum App-Thema auf Freiwilligkeit und Datenschutz. 

Mehr dazu: https://www.parlament.gv.at/PAKT/PR/JAHR_2020/PK0431/index.shtml  

 

18. COVID-19 Maßnahmen in Osteuropa – Bericht der EuroComm PR 

 

Auch in den östlichen Staaten der EU sowie auf dem Balkan kämpft man derzeit mit der Eindämmung des Coronavirus 

sowie mit den teilweise verheerenden wirtschaftlichen Folgen. Auch hier sind es insbesondere Städte und Gemeinden, 

die trotz finanzieller Einbrüche die kritische Infrastruktur aufrechterhalten. In Beilage4 finden Sie einen Bericht zur 

derzeitigen Situation in den Städten Belgrad, Bratislava, Budapest, Krakau Ljubljana, Prag, Sarajevo, Sofia 

und Zagreb. 

 

Darüber hinaus finden Sie in Beilage5 das Stadtbudget der Stadt Bratislava. Wegen der wirtschaftlichen 

Auswirkungen der CoViD-19-Eindämmungen rechnet die Stadt Bratislava heuer mit bis zu 66 Millionen Euro weniger 

Einnahmen. Ende April 2020 beschloss der Gemeinderat einen ersten Ausgleich des städtischen Budgets für das 

laufende Jahr, im Zuge dessen die Einnahmen und Ausgaben um 23,4 Millionen Euro gekürzt wurden. Im Juni 2020 soll 

ein allfälliger weiterer Budgetausgleich geprüft werden. 

 

19. Tiroler Experte stellt Masken mit Ende Mai infrage 

 

Der Direktor der Innsbrucker Uni-Klinik für Innere Medizin, Günter Weiss, hält im Falle einer weiten positiven 

Entwicklung der Coronavirus-Zahlen bis Ende Mai Überlegungen für eine Rückkehr zu einer kompletten Normalität für 

notwendig. Sollte die Neuinfektionsrate so niedrig bleiben, müsse man etwa über die weitere Sinnhaftigkeit der in 

verschiedenen Bereichen geltenden Maskenpflicht nachdenken. 

https://www.parlament.gv.at/PAKT/PR/JAHR_2020/PK0431/index.shtml


11 

 
 

Grafik: Stadt Wien 

 

Dies sagte der Infektiologe am Donnerstag bei einer Videopressekonferenz des Landes Tirol und spielte dabei unter 

anderem auf die am Mittwoch präsentierten Daten der Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit (AGES) an, die 

die Übertragungsketten von über 3.800 Infizierten ermittelt hatte. Dabei fand man etwa heraus, dass kein einziger 

Cluster in Schulen und im Bereich des öffentlichen Verkehrs nachgewiesen werden konnte. 

Man sei bereits jetzt in puncto infizierter Personen und Neuinfektionsrate auf einem "sehr niedrigen Niveau", so Weiss. 

Sollte diese Entwicklung anhalten, müsse man sich überlegen, welche Maßnahmen weiter gelockert bzw. welche neuen 

Strategien hin zur gewohnten Normalität angewendet werden. Der Mai sei jedenfalls der "entscheidende Monat". 

Beim Tragen von Masken habe es sich um eine "gewisse Vorsichtsmaßnahme" gehandelt, die verhindere, dass man 

andere anstecke bzw. um zu signalisieren: "Kommt mir nicht zu nahe."  

Weiss sprach diesbezüglich aber auch von einem "oft übervorsichtigen Vorgehen". So wisse man, dass die Übertragung 

des Virus nur nach einer "gewissen Zeitdauer" und nach "engem Kontakt" vonstattengehe - und dies vor allem im 

häuslichen Bereich bzw. "indoor".  

Äußerst unwahrscheinlich sei hingegen eine Übertragung im öffentlichen Raum im Freien - außer man werde quasi 

frontal angeniest. Auch sollte man sich bei positiver Entwicklung mit Ende Mai die Frage stellen, ob man weiter 

Screenings durchführen müsse und ob stattdessen nicht Untersuchungen und Tests bei Symptomen ausreichen, wie in 

der Medizin üblich. Eine weiter geltende effiziente Maßnahme sei hingegen das Abstandhalten. 

Auch die Mikrobiologin Cornelia Lass-Flörl regte ein Überdenken des Maskentragens bei weiterer Entspannung der 

Situation an. Sie appellierte aber gleichzeitig daran, weiter auf Händehygiene und Abstand zu achten. "Wir sind auf 

einem sehr guten Weg, aber es ist noch nicht ganz vorbei", so Lass-Flörl. Sollten etwa wieder demnächst "Halligalli-

Partys" gemacht und die Abstandsregeln nicht eingehalten werden, "könnte es wieder tragisch werden". 

 

20. Wissenschaftler erstellen Simulation zur Überwachung der 

Versorgungssicherheit  

 

Mit der Visualisierung von Veränderungen in Wertschöpfungsnetzwerken nahezu in Echtzeit beschäftigt sich ein Josef 

Ressel Zentrum (JRZ) an der Fachhochschule (FH) Oberösterreich Campus Steyr. In der Coronakrise arbeiten die 

Experten mit dem Covid-Krisenstab zusammen. In Kooperation mit Forschungspartnern werden Simulationen zur 

Versorgungssicherheit entwickelt, heißt es in einer Aussendung. 

Im Rahmen der Arbeit im Covid-Krisenstab entwickeln die Experten zusammen mit Forschern des Complexity Science 

Hub (CSH) Vienna, der Veterinärmedizinischen Universität Wien (Vetmed) und dem Institut für Produktionswirtschaft 

und Logistik der Universität für Bodenkultur (Boku) ein Simulationsprogramm, mit dem anschaulich dargestellt wird, 

wie es beispielsweise um die Lebensmittel-Versorgungssicherheit auf Bundes-, Landes- und Gemeindeebene bestellt ist. 

Das Tool zur "Systemischen Risikoanalyse für die Lebensmittel-Versorgungssicherheit in Österreich" (SYRI) soll 

politische Entscheidungsträger beim Management der Krise unterstützen, in dem die lokale Situation simuliert und 

analysiert werden kann. 

So könnten etwa bereits jetzt "Filial-Standorte und ihre Bestände sowie der Kalorienbedarf der Bevölkerung auf 

regionaler Ebene beobachtet" werden. Das lasse es zu, etwaige Engpässe in Zeiten von Quarantänemaßnahmen regional 

zeitgerecht zu erkennen und zu vermeiden, heißt es am Donnerstag seitens der CDG.  

Das ursprüngliche Ziel des Anfang 2019 gestarteten Forschungszentrums ist es, ein Wertschöpfungsnetzwerk inklusive 

der Material-, Transport-, Informations- und Finanzflüsse umfassend zu simulieren. "Für Unternehmen waren 

Echtzeitinformationen in Liefer- und Lagernetzwerken schon vor Covid-19 ein Zukunftsthema", so Zentrumsleiter 

Markus Gerschberger. Diese Erkenntnisse können nun auch im Zusammenhang mit der Coronakrise angewendet 

werden. 
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21. Südtirol geht bei Lockerung nun eigenen Weg 

 

Südtirol geht bei den Lockerungen, der sogenannten Phase 2, nach dem Corona-Lockdown nun doch einen eigenen Weg. 

Möglich macht dies ein Landesgesetz, das der Südtiroler Landtag in der Nacht auf Freitag mit 28 Ja-Stimmen bei sechs 

Enthaltungen und einer Gegenstimme beschlossen hat. In Rom hatte es eigentlich geheißen, dass Sonderwege für 

Regionen erst ab 18. Mai zulässig seien. 

Das neue Landesgesetz soll nach der Ausfertigung durch Landeshauptmann Arno Kompatscher und der Veröffentlichung 

im Amtsblatt der Region in Kraft treten, dies soll voraussichtlich noch am Freitagnachmittag erfolgen. "Nachdem Rom 

dem wochenlangen Drängen für regionale Handlungsspielräume nicht Gehör gegeben hat, haben wir uns für einen 

eigenen gesetzgeberischen Weg aus der Corona-Krise entschieden", betonte Kompatscher. 

 

Das neue Landesgesetz schafft wieder mehr Bewegungsfreiheit ohne Eigenerklärung und ermöglicht die 

Wiederaufnahme wirtschaftlicher Tätigkeit und der Arbeit. Mit Inkrafttreten des Gesetzes - vermutlich 

Freitagnachmittag - können somit der gesamte Einzelhandel, alle Produktionstätigkeiten von Industrie, Handwerk und 

Handel sowie die Sozialdienste ihre Tätigkeit wieder aufnehmen. Am 11. Mai folgen sämtliche Dienstleistungen, darunter 

auch Friseure und Schönheitspfleger, aber auch die Gastronomie, der Kunst-, Kultur- und Museumsbetrieb samt 

Bibliotheken und Jugendzentren. Kinderbetreuung kann ab 18. Mai wieder angeboten werden. Mit 25. Mai können 

Beherbergungsbetriebe wieder öffnen und Seilbahnanlagen wieder in Betrieb gehen. 

Die Neuregelungen betreffen die autonomen Zuständigkeitsbereiche. In Bereichen, die das Gesetz nicht regelt, greifen die 

bereits erlassenen Verordnungen des Landeshauptmanns beziehungsweise die staatlichen Vorgaben: Was beispielsweise 

die Einreise nach Italien, den Unterricht an Schulen und Hochschulen, die Austragung von Sportveranstaltungen und 

Sportbewerben angeht, bleiben einstweilen die staatlichen Regeln aufrecht. 
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Aus den Bundesländern 
 

1. Steirische Gemeinderatswahlen werden am 28. Juni nachgeholt 

 

Die eigentlich für den 22. März angesetzten Gemeinderatswahlen in der Steiermark werden nun am 28. Juni nachgeholt 

und fortgesetzt. Das teilte die Landesregierung am Freitag nach einer Videokonferenz mit allen Landtagsparteien sowie 

Gemeinde- und Städtebund in einer Aussendung mit. Die Wahlen waren wegen der Coronavirus-Pandemie nach dem 

vorgezogenen Wahltag formal ausgesetzt worden 

 

2. Klarstellung des Landes NÖ: Beschluss des Rechnungsabschlusses im 

Umlaufverfahren unzulässig. 

 

Die Abteilung Gemeinden des Landes hat mit Rundschreiben vom 30. April auf die Problematik des 

Rechnungsabschlusses per Umlaufbeschluss reagiert und klargestellt, dass eine Beschlussfassung des 

Rechnungsabschlusses 2019 im Rahmen eines Umlaufes auf Grund der fehlenden Öffentlichkeit der Bundesverfassung 

widerspricht und somit nicht zulässig ist. Gleiches gilt auch für den (Nachtrags-) Vorschlag. 

Das betreffende Schreiben ist als Ergänzung zum Rundschreiben vom 21. April 2020 betreffend Umlaufbeschluss und  

Videokonferenz im Hinblick auf COVID-19 zu sehen.  

Beide Rundschreiben des Landes NÖ (21.4. und 30.4.) finden Sie in Beilage6 sowie Beilage7. 

 

3. Kindergärten - Anstieg der Auslastung in allen Bundesländern 

 

In Wien gehen aktuell 19 Prozent der Kinder wieder in den Kindergarten, sagte eine Sprecherin des zuständigen 

Stadtrats Jürgen Czernohorszky auf APA-Nachfrage (Stand: Mittwoch). In konkreten Zahlen bedeutet dies: Es waren 

6.426 von 33.370 Kinder in den städtischen Einrichtungen in Betreuung. Manche Kinder kommen nicht jeden Tag, 

sondern beispielsweise nur zwei Tage die Woche. Denn viele Eltern würden noch im Home Office arbeiten oder in 

Kurzarbeit sein. 

In manchen Familien wechseln sich die Elternteile auch mit der Betreuung des Nachwuchses ab. Die Stadt Wien rechnet 

mit einem kontinuierlichen weiteren Anstieg der Besuchszahlen in den Kindergärten, wobei ein größerer Sprung mit 18. 

Mai, dem Tag der Wiederaufnahme des Unterrichts an den Volksschulen, erwartet wird. 

In Niederösterreich besuchen derzeit 7.600 Kinder die Kindergärten. Dies entspricht laut einem Sprecher der 

Bildungs-Landesrätin Christine Teschl-Hofmeister rund 14 Prozent der sonst anwesenden Kinder. In Zusammenhang 

mit der Öffnung der Wirtschaft und den Lockerungsmaßnahmen seien leicht steigende Betreuungszahlen in den 

Kindergärten zu beobachten. 

In Oberösterreich waren mit Stand Dienstag, 5. Mai, im Schnitt 12,8 Prozent der im März angemeldeten Kinder 

wieder in den zahlreichen Einrichtungen der Pfarrcaritas und Caritas. "Die Bedarfsmeldungen der Eltern steigen 

kontinuierlich", sagte Geschäftsführerin Edith Bürgler-Scheubmayr. In den 110 Kinderbetreuungseinrichtungen der 

Landeshauptstadt Linz waren am Donnerstag 829 (17,27 Prozent) Kinder. Am Montag waren es 715, Dienstag 841 und 

Mittwoch 860 Kinder gewesen, wie Stadträtein Eva Schobesberger der APA berichtete. 

Die Kinderbetreuungseinrichtungen in der Steiermark werden bis Mitte Mai schrittweise wieder hochgefahren. In der 

laufenden Woche liege die aktuelle Auslastung durchschnittlich bei 30 und 40 Prozent, hieß es aus dem Büro von 

Bildungslandesrätin Juliane Bogner-Strauß. Laut Rückfrage bei einzelnen Trägern "nicht über 50 Prozent". Vonseiten 

des Landes erging eine Bitte an die Eltern, zu prüfen, ob eine Möglichkeit der Betreuung zuhause weiterhin gegeben sei. 
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In den Grazer Kindergärten und -krippen lag die Auslastung zuletzt bei 12 bzw. 18 Prozent. Es sei eine "leicht steigende 

Tendenz", zu verzeichnen, hieß es aus dem Büro von Bildungsstadtrat Kurt Hohensinner. Stärkeren Zustrom erwarte 

man sich ab dem 18. bzw. dem 25. Mai. Angemerkt wird, dass das Land Steiermark den Gemeinden den finanziellen 

Entgang der Entgelte in den Monaten April und Mai ersetzt.  

In Kärnten betrug die Auslastung der Kindergärten und Kleinkindbetreuungseinrichtungen mit Ende vergangener 

Woche sechs Prozent. Das bedeutet, dass von den insgesamt rund 22.000 Kindern etwa 1.300 in Betreuung waren, 

hieß es am Mittwoch auf APA-Anfrage aus dem Büro des zuständigen Referenten, Landeshauptmann Peter Kaiser. Ein 

Grund für die noch niedrigen Zahlen könnte sein, dass offensichtlich noch viele Eltern in Kurzarbeit sind oder von zu 

Hause aus arbeiten: "Leider gibt es auch sehr viele zusätzliche Arbeitslose", so ein Sprecher von Kaiser. Allerdings rechne 

man damit, dass die Zahlen nun kontinuierlich weiter ansteigen, vor allem, wenn Gastronomiebetriebe und 

Beherbergungsbetriebe wieder öffnen. 

In Tirols Kindergärten, Kindergrippen und Horten befinden sich mittlerweile wieder rund 4.000 Kinder. Damit seien 

knapp über zehn Prozent der Kinder wieder in ihre Betreuungseinrichtungen zurückgekehrt. Es habe eine 

"sukzessive Steigerung" gegeben, hieß es aus dem Landhaus. 

In Vorarlberg waren am Mittwoch 1.310 Kinder zur Betreuung in den Kindergärten - das entspricht einem Prozentsatz 

von rund 14 Prozent und damit einem Anstieg um rund zehn Prozentpunkte seit Mitte April (3,7 Prozent). In 67 von 

420 Kindergärten sind derzeit keine Kinder in Betreuung, da der Bedarf nicht gegeben ist. 

Als möglicher Grund für die Zunahme der betreuten Kinder wird im Büro der zuständigen Landesrätin Barbara Schöbi-

Fink die Öffnung des Handels und die generelle Notwendigkeit vieler Eltern, wieder an den Arbeitsplatz zurückzukehren, 

genannt. Auch beengte Wohnverhältnisse könnten eine Rolle spielen, hieß es - dies seien aber alles nur Vermutungen, es 

werde nicht nach den Gründen gefragt, warum die Kinder im Kindergarten seien. 

Im Burgenland kamen am Mittwoch 1.656 Kinder in die Kindergärten und -krippen, hieß es auf APA-Anfrage aus dem 

Büro von Bildungslandesrätin Daniela Winkler. Das entspricht rund 15,5 Prozent der angemeldeten Kinder. Damit ist 

die Auslastung zuletzt doch deutlich gestiegen. Zuvor waren am 14. April lediglich 113 (rund ein Prozent) und am 30. 

April 742 Kinder (rund sieben Prozent) in Betreuung. In den kommenden Tagen und Wochen rechne man zudem mit 

einer weiteren Steigerung. 

Im Bundesland Salzburg liegt die Auslastung in den Betreuungseinrichtungen für Kinder derzeit bei knapp über 20 

Prozent. Das teilte Landesrätin Andrea Klambauer am Donnerstag auf APA-Anfrage mit. Damit steigt der Bedarf auch in 

Salzburg kontinuierlich an. Nach Ostern lag der Anteil bei fünf Prozent, Ende April bei zehn Prozent. 

 

Wesentlich weniger Kinder werden derzeit an den Schulen betreut. Trotz der Öffnung zahlreicher Geschäfte am 

vergangenen Wochenende waren am Dienstag laut Daten des Bildungsministeriums nur rund 29.300 bzw. 4,3 Prozent 

der Unter-14-Jährigen an den Schulen. 

 

4. 30 Millionen Euro Hilfspaket für Salzburgs Gemeinden 

 

Das Land Salzburg unterstützt nun auch alle 119 Gemeinden, die durch die Corona-Pandemie herbe finanzielle Verluste 

hinnehmen müssen. Landeshauptmann Wilfried Haslauer hat daher am Donnerstag ein Hilfspaket für die Gemeinden 

vorgestellt. Denn die Gemeinden seien wichtige Investoren im Land, die die regionale Wirtschaft mit Aufträgen 

versorgen - von der Baufirma angefangen über den Elektriker bis zum Installateur. Jährlich würden Gemeinden Aufträge 

in der Höhe von 120 Millionen Euro vergeben. Daher sei es wichtig, dass die Gemeinden an diesen Investitionen und 

Projekten festhalten, um die Wirtschaft anzukurbeln. Denn das Ganze sei ein Kreislauf - wenn es Aufträge gebe, gebe es 

auch wieder Beschäftigung. Damit das geschieht, wird das Land Salzburg nun die Hälfte der Verluste durch 

Mindereinnahmen bei den Ertragsanteilen mit einem Betrag von 30 Millionen Euro abdecken. "Die 

Gemeinden sind ziemlich in der Not. Mit Verlusten bei den Ertragsanteilen und der Kommunalsteuer haben sie ein 
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doppeltes Problem", sagt Haslauer. Konkret werde über das Jahr mit minus zehn Prozent bei den Ertragsanteilen 

gerechnet. "Wir übernehmen daher 50 Prozent des Verlustes der Ertragsanteile.  

Das ist etwa ein Betrag von 30 Millionen Euro", sagt der Landeshauptmann. Das Geld stammt zur Gänze aus dem 

Gemeindeausgleichsfonds (GAF), der in den letzten Jahren Reserven gebildet hat. Der GAF hat durch Beiträge von 

Gemeinden jährliche Zuweisungen von 90 bis 95 Millionen Euro. 

Von den 30 Millionen Euro wird auch die Stadt Salzburg profitieren. Wie viel genau die Landeshauptstadt erhält, 

darüber werde es noch Gespräche geben. Das Land will hier auch konkrete und überörtlich wichtige Investitionsprojekte 

der Stadt fördern. 

Mehr dazu: https://www.sn.at/salzburg/politik/30-millionen-euro-hilfspaket-fuer-salzburgs-gemeinden-87241579  

 

5. Kärnten schnürt Liquiditäts-Paket für Gemeinden 

 

Infolge der Coronakrise haben viele Gemeinden mit finanziellen Schwierigkeiten zu kämpfen. Die Kärntner 

Landesregierung bringt nun ein Paket auf den Weg, das Liquiditätsprobleme lindern soll, erklärte Landesrat Daniel 

Fellner am Freitag gegenüber der APA. Restriktive Vorgaben für Fremdfinanzierungen werden gelockert, Mittel aus den 

Bedarfszuweisungen fließen. 

"Die Gemeinden haben massive Liquiditätsprobleme", sagte Fellner. "Manche machen sich Gedanken, ob sie im Herbst 

die Gehälter noch zahlen können." Die Gemeinden hätten angesichts der Coronakrise auf Empfehlung der 

Gemeindeaufsicht die Ermessensausgaben gestoppt, darunter fallen etwa Vereinsförderungen. Als Konjunkturmotor 

seien die Kommunen aber sehr wichtig, besonders ihre Bautätigkeiten. 

Nun soll das Gemeindehaushaltsgesetz geändert werden. Das begrenzte bisher die Fremdfinanzierungen der Kommunen 

auf 33 Prozent der jährlichen, ordentlichen Einnahmen. Die Begrenzung soll auf 45 Prozent angehoben werden, wovon 

vor allem jene Gemeinden profitieren, deren Rahmen bereits ausgereizt ist. Fellner sagte, es sei ihm ein Anliegen, dass 

trotz Corona die im Bundesländervergleich niedrige Verschuldung der Kärntner Gemeinden nicht explodiert. Im 

Regionalfonds, der schon bisher Finanzierungen für Gemeinden anbot, werden fünf Millionen Euro für zweijährige, 

zinslose Darlehen zur Verfügung gestellt, welche die Liquidität der Gemeinden sicherstellen sollen. 

Auch an der Schraube Bedarfszuweisungen wird gedreht: 50 Millionen Euro, die bereits bestimmten Projekten 

zugeordnet sind, werden nun sofort ausgeschüttet, nicht erst nach Abschluss der Projekte. Weiters wird es den 

Gemeinden gestattet, Überbrückungskredite mit zugesagten Mitteln aus den Bedarfszuweisungen abzusichern. Als 

Vereinsförderung für die Bereiche Kultur, Sport und gesellschaftliches Leben werden an die Kommunen 

Bedarfszuweisungen in Höhe von drei Euro pro EinwohnerIn ausgeschüttet. 

 

6. Vorarlberg fördert Kinderbetreuungseinrichtungen  

 

Das Land Vorarlberg wird Förderungen von Kinderbetreuungseinrichtungen trotz des eingeschränkten Betriebs in 

vollem Umfang ausbezahlen. Darüber hinaus werden durch die Corona-Pandemie entgangene Einnahmen abgegolten, so 

Landeshauptmann Markus Wallner und die zuständige Landesstatthalterin Barbara Schöbi-Fink am Donnerstag in einer 

Aussendung. Die Elternbeiträge, die den Kinderbetreuungen, Spielgruppen, Kindergärten und Tageseltern entgehen, weil 

derzeit kaum Kinder betreut werden, werden diesen zu 60 Prozent vom Land und zu 40 Prozent von den Gemeinden 

abgegolten. Für das Land Vorarlberg bedeute das Kosten von bis zu 310.000 Euro pro Monat, hieß es. Zudem würden 

weitere Förderungen, die grundsätzlich an die Elternbeiträge geknüpft seien, weiterhin gewährt, auch wenn keine 

Elternbeiträge eingehoben werden. Auch die Förderung für Tagesmütter bleibe aufrecht, selbst wenn ihr Angebot 

während der Krise nur eingeschränkt in Anspruch genommen werde. 

Für das erste Quartal 2020 wird das Land die 60- bis 75-prozentigen Personalkostenbeiträge in den 

elementarpädagogischen Einrichtungen übernehmen, auch wenn die Voraussetzungen für diese Förderungen nicht oder 

nur teilweise erfüllt waren. Die Gemeinden und privaten Träger erhalten dafür mehr als 16 Mio. Euro.  

https://www.sn.at/salzburg/politik/30-millionen-euro-hilfspaket-fuer-salzburgs-gemeinden-87241579
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Der Erhalt des gut ausgebauten Kinderbetreuungsangebots in Vorarlberg sei von entscheidender Bedeutung für die 

Bewältigung der Krise, begründete die Landesregierung. 

 

7. Kärnten organisiert Einreise kroatischer BetreuerInnen 

 

Neben dem eigens eingerichteten "Pflege-Korridorzug" aus Rumänien organisiert das Land Kärnten in Eigenregie die 

Einreise von kroatischen Betreuungskräften. Wie der Landespressedienst am Freitag in einer Aussendung mitteilte, 

wurde gemeinsam mit der Wirtschaftskammer ein entsprechendes Konzept erstellt. Die ersten Betreuerinnen und 

Betreuer werden am kommenden Mittwoch erwartet. 

Bringen die Betreuungskräfte ein entsprechende Attest, so können sie gleich die Arbeit aufnehmen. Haben sie keines, so 

werden sie abgesondert - etwa in einem Hotel - untergebracht, getestet und können nach Vorliegen eines negativen 

Testergebnisses arbeiten. Die Unterbringung wird von der Wirtschaftskammer organisiert, das Land stellt dann die Tests 

zur Verfügung. 

 

8. Vorarlberg: Öffentlicher Verkehr kehrt zum Vollbetrieb zurück 

  

Ab Montag, 11. Mai, kehrt der Öffentliche Verkehr in Vorarlberg wieder schrittweise zum Normalbetrieb zurück. Im 

Bahnverkehr gilt der Normalfahrplan, allerdings mit Einschränkungen im Nacht- und leider nach wie vor im 

grenzüberschreitenden Verkehr. Der Busverkehr passt sich an die Schulöffnungen an und verkehrt wieder mit 

Schulbussen. „Aufgrund der stufenweisen Lockerungen der Corona-Maßnahmen von Seiten der Bundesregierung können 

wir nun auch – bis auf wenige Einschränkungen – den Normalbetrieb bei Bus und Bahn wiederherstellen“ freut sich 

Mobilitätslandesrat Johannes Rauch. 
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Maßnahmen und Problemlagen in den Städten und Gemeinden sowie Anfragen 
 

1. ANFRAGE: Desinfektionsmittel im Eingangsbereich von Schulen in Reichweite 

von Kindern  

 

Aufgrund der derzeit weit verbreiteten Vorgabe, dass in den wichtigsten Begegnungsbereichen der Schule Spender mit 

Händedesinfektionsmittel bereit zu stehen haben (Eingangsbereich der Schule, Konferenzzimmer, Eingangsbereich jeder 

Klasse) ergibt sich das Problem, dass die gängigsten Mittel meistens lt. Sicherheitsdatenblatt ausdrücklich nicht in die 

Hände von Kindern gelangen dürfen. Wie ist dieser Konflikt – auch aufgrund von sich daraus ergebenden Haftungen – 

aufzulösen?  

 

Antwort:  

Diesbezüglich kann auf das Hygienehandbuch des Bundes vierwiesen werden, in dem es heißt: „Die 

Händedesinfektion ist auch für Kinder/ Schülerinnen und Schüler geeignet. Das Händedesinfektionsmittel sollte aber für 

diese nicht frei zugänglich sein und nur unter Aufsicht verteilt werden." (Seite 7) 

„Händedesinfektionsmittel bleiben bei den jeweiligen Lehrpersonen in Verwahrung und werden nur von diesen in 

sparsamer Weise ausgegeben." (Seite 12) 

Das Hygienehandbuch des Bundes finden Sie unter folgendem Link: 

https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&ved=2ahUKEwiD1vqL-

6HpAhXpwqYKHbTkBPYQFjAAegQIAhAB&url=https%3A%2F%2Fwww.bmbwf.gv.at%2Fdam%2Fjcr%3A170fa666-f03c-451f-815c-

6d466fe9e265%2Fcorona_hygiene_schulen_hb.pdf&usg=AOvVaw0ImB5NxBEO7XVpJzPqbzPU  

sowie auch in den Beilagen des COVID-19 Newsletters Nummer 23 vom 24.04.2020 (vgl Newsletter 23 Punkt 4 auf S. 7f): 

 

2. Stadt Wien beschleunigt Corona-Tests in „systemkritischen“ Einrichtungen 

 

Wien steht im europäischen Großstädte-Vergleich im Spitzenfeld, was die Vermeidung von Covid-19-Neuerkrankungen 

betrifft. Um das weiter zu gewährleisten und die „systemkritischen“ Einrichtungen, etwa im Gesundheits- und 

Bildungsbereich zusätzlich abzusichern, richtet die Stadtverwaltung „Fast Lanes“ für die Corona-Testungen von 

städtischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in dem Bereich ein. Das haben Wiens Gesundheitsstadtrat Peter Hacker 

und der – für die städtischen Kindergärten und Schulen – zuständige Bildungs-Stadtrat Jürgen Czernohorszky heute, 

Freitag, in einem Medientermin im Rathaus erklärt. „In Wien arbeiten mehr als 10.000 Menschen in diesen kritischen 

Beriechen. Wir haben die Corona-Situation im Griff. Da, wo es lokale Infektionen und Ausbrüche gibt, schauen wir genau 

hin und testen sofort“, sagte Hacker.  

 

Dennoch: „Es gibt bislang keine brauchbaren ‚Schnelltests‘, die wissenschaftlich halten. Wir testen nach der PCR-

Methode, die zeitaufwändig ist, aber Sicherheit im Ergebnis bietet“, stellte Hacker fest. Um diese PCR-Tests möglichst 

allen MitarbeiterInnen im relevanten Pflege-, Gesundheits- und Bildungsbereich zu ermöglichen, stockt die Stadt Wien 

die Testkapazitäten zusätzlich auf. 

„In Kindergärten und Schulen leisten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter – vom Schulwart bis zur Pädagogin – 

Übermenschliches“, sagte Bildungsstadtrat Czernohorszky. „Es ist wichtig und richtig, diesen Stützen unserer 

Gesellschaft mit neuen, schnellen Tests Sicherheit zu geben.  

Das „Contact Tracing“, also das Nachverfolgen von Infektionsketten, hat zuletzt sogenannte „Cluster“ definiert: Das sind 

Einrichtungen im Pflege- und Gesundheitsbereich, wo eine vermehrte Häufung von Corona-Ansteckungen zu beobachten 

ist. Dort, genauso wie in den städtischen Bildungseinrichtungen, gibt es jetzt vorrangige Corona-Tests für 

MitarbeiterInnen – damit werden mögliche Infektionsketten früh erkannt und unterbrochen, und die Dienstleistungen 

der Stadt für alle Wienerinnen und Wiener gesichert. 

https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&ved=2ahUKEwiD1vqL-6HpAhXpwqYKHbTkBPYQFjAAegQIAhAB&url=https%3A%2F%2Fwww.bmbwf.gv.at%2Fdam%2Fjcr%3A170fa666-f03c-451f-815c-6d466fe9e265%2Fcorona_hygiene_schulen_hb.pdf&usg=AOvVaw0ImB5NxBEO7XVpJzPqbzPU
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&ved=2ahUKEwiD1vqL-6HpAhXpwqYKHbTkBPYQFjAAegQIAhAB&url=https%3A%2F%2Fwww.bmbwf.gv.at%2Fdam%2Fjcr%3A170fa666-f03c-451f-815c-6d466fe9e265%2Fcorona_hygiene_schulen_hb.pdf&usg=AOvVaw0ImB5NxBEO7XVpJzPqbzPU
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&ved=2ahUKEwiD1vqL-6HpAhXpwqYKHbTkBPYQFjAAegQIAhAB&url=https%3A%2F%2Fwww.bmbwf.gv.at%2Fdam%2Fjcr%3A170fa666-f03c-451f-815c-6d466fe9e265%2Fcorona_hygiene_schulen_hb.pdf&usg=AOvVaw0ImB5NxBEO7XVpJzPqbzPU


18 

 
 

Grafik: Stadt Wien 

 

„Systemkritische“ Einrichtungen haben demnach die Möglichkeit, mobile Teams des Landes-Sanitätsdienstes direkt 

anzufordern, welche die gesamte Belegschaft unkompliziert und unmittelbar auf Corona testen. Auch die Möglichkeit 

eines „Drive-In-Tests“ wird geschaffen, um gesamte Teams und Abteilungen nach Bedarf zu screenen.  

Das werde wesentlich, wenn es um die komplette Öffnung der Kindergärten und Schulen der Stadt Wien gehe, sagte 

Czernohorszky: „Beim Shut-Down war die Bundesregierung beherzt, und hat allen Bundesländern Vorgaben gemacht. 

Beim Hochfahren sind wir auf uns allein gestellt“, kritisierte Czernohorszky. Wien sehe die Gesundheit der Kinder und 

PädagogInnen an höchster Stelle, weshalb das „Staff Testing“ auch in den Schulen und Kindergärten der Stadt Wien zum 

Einsatz kommt.  

 

Schutzausrüstung für Kindergärten und Schulen wird angeliefert 

Diese Woche hat die Anlieferung der von der Stadt Wien bestellten Corona-Schutzausrüstung für Schulen und 

städtischen Kindergärten begonnen: Insgesamt werden Einwegmasken, Hände- und Flächendesinfektionsmittel, 

Mehrwegmasken und Desinfektionsspender und für bestimmte Standorte auch Einweghandschuhe und –schürzen 

angeliefert. „PädagogInnen sind in diesen – für uns alle nicht einfachen Wochen und Tagen - mit großem Engagement im 

Einsatz. Wir wollen sicherstellen, dass sie auch unter sicheren Rahmenbedingungen arbeiten können“, betont 

Bildungsstadtrat Jürgen Czernohorszky. 

Die Auslieferungen an die insgesamt 350 städtischen Kindergärten und mehr als 380 Schulen soll bis Ende nächster 

Woche abgeschlossen sein. Darüber hinaus können auch die rund 1.300 privaten Kindergarten- und Kindergruppen-

Standorte bei der Stadt Mund-Nasenschutz-Masken anfordern, Privatschulen werden ebenso beliefert. Zu diesem Zweck 

wurden in einem ersten Schritt über 100.000 Mehrwegmasken für Erwachsene und rund 30.000 Masken für 

Schulkinder bestellt, die den Kindergärten und Pflichtschulen in Wien kostenlos zur Verfügung gestellt werden. Zwar 

sind grundsätzlich die Eltern dafür verantwortlich, ihren Kindern eine Maske mit in die Schule zu geben, aber für den 

Fall, dass diese vergessen werden oder verloren gehen, wird an den Schulen ein kleiner Vorrat von Kinderschutzmasken 

zur Verfügung stehen.  

Insgesamt gelten für die Hygiene vor Ort die Hygieneempfehlungen des Bundes: Die städtischen Kindergärten setzen die 

Hygieneempfehlungen des Bundes sowie eigene Richtlinien um: So werden etwa, je nach baulichen Gegebenheiten 

mehrere unterschiedliche Eingänge für die Bring- und Abholsituation angeboten, damit es hier nicht zu einer „Stauzone“ 

kommt. Nach dem Betreten des Kindergartens gehen alle Kinder Händewaschen. Häufig benutzte Fläche wie etwa 

Türgriffe oder Türöffner werden regelmäßig desinfiziert. 

Auch in den öffentlichen Wiener Pflichtschulen achtet das städtische Reinigungspersonal (SchulwartInnen und 

RaumpflegerInnen) darauf die Hygieneempfehlungen bestmöglich umzusetzen. Die bisher geltenden 

Reinigungsrichtlinien wurden dafür entsprechend ergänzt, um vor allem den Schutz der Kinder und PädagogInnen 

sicherzustellen. „Ein besonderer Dank gilt daher auch den vielen Reinigungskräften und SchulwartInnen, die ebenfalls 

seit Beginn der Coronakrise täglich im Einsatz sind um den Betrieb in den Bildungseinrichtungen aufrecht zu erhalten“, 

sagt Czernohorszky. In den Schulen gilt zudem für alle Bereiche außerhalb der Klassen Maskenpflicht für SchülerInnen 

und Erwachsene. Beim Mittagessen wird auf genügend Abstände geachtet und die Gruppen werden ebenso möglichst 

klein gehalten.  

 
Wien im europäischen Vergleich Spitze 

Gesundheitsstadtrat Peter Hacker verglich abschließend die Neu-Infektionszahlen Wiens mit jenen der anderen 

Landeshauptstädte und – viel relevanter im Vergleich der Bevölkerungszahlen – europäischen Großstädten: „Wir sind 

nicht Guglhupfpatschen, wir sind 2-Millionen-Wien. Mit 10 Neuerkrankungen heute sind wir europaweit im guten Sinn 

Spitze.“ 
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3. Parken in Krems bis Ende Juni gebührenfrei 

 

In Krems a.d. Donau bleibt Parken in der grünen und blauen Zone bis Ende Juni gebührenfrei. Dafür hat es nach 

Angaben des Rathauses vom Donnerstag in der jüngsten Gemeinderatssitzung einen einstimmigen Beschluss gegeben. 

In der blauen Zone gilt jedoch die maximal zulässige Parkdauer von drei Stunden. Autolenker müssen demnach die 

Parkuhr stellen. 

 

4. Villach: Großer Andrang bei Ausgabe von geförderten „Villach-Gutscheinen“ 

 

Schon um acht Uhr früh standen die KundInnen vor dem Büro des Stadtmarketings Schlange, um sich die Villach-

Gutscheine zu sichern. Die Stadt stellt 150.000 Euro für eine Innenstadt Gutschein-Aktion und Förderung der City-

Betriebe zur Verfügung. 

 

Wer im Büro des Stadtmarketings auf dem Hans-Gasser-Platz 5 „Villach Gutscheine“ im Wert von je 10 Euro kauft, muss 

dafür nur 7,50 Euro zahlen. Gutscheine im Wert von 100 Euro gibt es also um 75 Euro. Die restlichen 25 Prozent 

übernimmt die Stadt. Pro Person gilt ein Limit von 300 Euro. Bei voller Ausschöpfung des Angebots wird aus dem 

150.000-Euro-Topf der Stadt Villach ein 600.000-Euro-Paket für den Handel. Bürgermeister Günther Albel freut sich, 

dass die Aktion so gut anläuft und auch den Betrieben in der Innenstadt punktgenau hilft: „Das ist der Beweis, dass 

unsere Altstadt Vielen am Herzen liegt!“ 

Einlösbar sind die Villach-Gutscheine bei derzeit rund 130 City-Shops und City Gastro-Betrieben. Unternehmerinnen 

und Unternehmer, die der City Shop oder City Gastro-Kooperation noch beitreten wollen, können sich beim 

Stadtmarketing melden. 

 

5. Bürgermeister Koch fordert Investitionsprogramm für Gemeinden  

 

Bis zu zwei Milliarden Euro Einnahmenrückgang: Der Österreichische Städtebund fordert vom Bund ein 

Invesititonsprogramm für Gemeinden. Auch Bürgermeister Peter Koch aus Bruck an der Mur sieht dringenden 

Handlungsbedarf.  

„Nach meinem offenen Brief 'Ruhig und gelassen in den Abgrund? – Ein Weckruf' vom 24. April 2020 hat sich die Lage 

der Städte und Gemeinden weiter verschärft. Nunmehr hat der Städtebund Österreich mit Präsident Bürgermeister 

Michael Ludwig und Vizepräsident Bürgermeister Markus Linhart in einer Studie Einnahmensverluste in der 

Größenordnung von 0,9 bis 2 Milliarden Euro alleine für 2020 (!) errechnet. 

Dadurch kommen die Städte und Gemeinden und mit ihnen die regionale Wirtschaft, viele Arbeitsplätze und auch die 

gesamte soziale und kulturelle Infrastruktur in schwerste Bedrängnis. Umso bedrückender empfinde ich -und viele 

meiner KollegInnen jeglicher Couleur mit mir - das Fehlen von entgegensteuernden Maßnahmen. Verantwortung, 

Leistungen und Aufgaben werden sehr rasch nach unten weiter gereicht. Auf Unterstützung wird lange gewartet oder 

schlimmstenfalls verzichtet. So würde kein Bürgermeister und keine Bürgermeisterin handeln", meint Koch. 

 

  



20 

 
 

Grafik: Stadt Wien 

 

Bericht aus dem Büro des Österreichischen Städtebundes in Brüssel  
 

1. Deutsches Bundesverfassungsgericht (Urteil v 5Mai):  Beschlüsse der EZB zum 

Staatsanleihekaufprogramm kompetenzwidrig  

 

BVerfG schreibt Rechtsgeschichte, weil es zum ersten Mal ein ultra vires feststellt dh es handelt sich um einen 

europäischen Rechtsakt, der sich außerhalb der Verträge bewegt! Die EZB kaufte 2015 während der Währungskrise 

Staatsanleihen (PSPP) zu einer Obergrenze von 33% (2,1 Billionen €) der Euro-Mitgliedsstaaten um Preisstabilität zu 

gewährleisten. Das haben auch alle anderen internationalen Banken für ihre Mitglieder so gehalten. Nach Ansicht der 

Beschwerdeführer verstoße dies aber gegen das im Art 123 des EU-Vertrags verankerte Verbot direkter Finanzierung der 

Euroländer durch die EZB. Das BVerfG stellt fest, dass die EZB ohne zu überprüfen, wie sich dieses Kaufprogramm 

auswirkt (zB auf den Immobilienmarkt, auf Refinanzierungsbedingungen von Staaten, KMU, Banken etc) gehandelt habe 

und erteilt der EZB den Auftrag ihre Entscheidungen zu begründen. Der deutschen Bundesbank ist es nach einer 

Übergangsfrist von drei Monaten untersagt, an der weiteren Umsetzung des Aufkaufprogramms mitzuwirken - es sei 

denn, die EZB könne die Verhältnismäßigkeit des Programms nachvollziehbar begründen. Würde die Deutsche 

Bundesbank aus diesem EZB-Programm aussteigen, müsste die EU-Kommission gegen Deutschland konsequenterweise 

ein Vertragsverletzungsverfahren einleiten. Zusätzlich behält sich das Gericht vor, den EUGH zu korrigieren. Es 

bemängelte, dass die Gründe für diese EZB-Aktivitäten vom EUGH nicht genügend in Betracht gezogen wurden. Das 

BVerfG sieht sich selbst in der Lage, auch ein Urteil des EUGH für Deutschland überstimmen zu können. 

Zur Erklärung: die EZB wurde urspr. eingerichtet um Geldpolitik und nicht Wirtschafts- und Fiskalpolitik zu 

gestalten. Erst als während der Krise keine andere Institution (zB der Europäische Rat, dh die Summe aller Staats- und 

Regierungschefs der EU) Maßnahmen ergriffen hatte, stieg die EZB ein um die Währung zu retten. Die EZB könnte nun 

entscheiden, dass Kaufprogramm einzuziehen oder umzugestalten. Die Beschwerdeführer waren P Gauweiler (CSU) und 

B Lucke (Gründer der AFD)  Die Entscheidung soll jedoch keine Auswirkungen auf das cov19-Rettungspaket der EU 

haben. Die Börse reagierte gelassen. 
Presse: https://www.bundesverfassungsgericht.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/pressemitteilungen_node.html 

Leitsätze:https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2020/bvg20-

032.html;jsessionid=79DC895B4EEA087005258C8004F567EC.1_cid393 

 

2. Europäische Kommission: Vorstellung der EU-Wirtschaftsprognose (6 Mai) 

 

Die Covid19 Krise ist für die Volkswirtschaften der EU und weltweit ein großer Schock und hat sehr schwerwiegende 

sozioökonomische Folgen. Die Wachstumsprojektionen für die EU und den Euroraum wurden gegenüber der 

Herbstprognose 2019 um rund neun Prozentpunkte nach unten korrigiert. Für 2021 erwartet man eine verbesserte 

Situation. In der Prognose 2020 wird davon ausgegangen, dass die Wirtschaft der Eurozone um 7,7 Prozent (EU: 7,5 

Prozent) schrumpfen, und 2021 um 6,3 Prozent (EU: 6 Prozent) wachsen wird. In Österreich könnte die 

Wirtschaftsleistung 2020 um 5,5 Prozent sinken, und im Jahr 2021 wieder um 5 Prozent wachsen. Die Kommission 

mahnt jedoch, dass diese Prognose mit Unsicherheiten behaftet ist.  
Mehr dazu: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_799; https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/economy-

finance/ip125_en.pdf; Statistischer Annex:  

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/economy-finance/ecfin_forecast_spring_2020_statist_annex_en.pdf 

 

3. Rat der EU  

 

informelle MinisterInnentreffen und andere Sitzungen per Video: 12Mai: VerteidigungsMin; 13 Mai: 

LandwirtschaftsMin; EU-Militärausschuss; 14 Mai: Eurogruppe; 15 Mai: AussenMin; WettbewerbsMin; Ebenso finden 

33 Ratsarbeitsgruppen nächste Woche per Video statt; COREPER 1 & 2 jeweils in persona; 

https://www.bundesverfassungsgericht.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/pressemitteilungen_node.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2020/bvg20-032.html;jsessionid=79DC895B4EEA087005258C8004F567EC.1_cid393
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2020/bvg20-032.html;jsessionid=79DC895B4EEA087005258C8004F567EC.1_cid393
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/economic-performance-and-forecasts/economic-forecasts/autumn-2019-economic-forecast-challenging-road-ahead_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_799
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/economy-finance/ip125_en.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/economy-finance/ip125_en.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/economy-finance/ecfin_forecast_spring_2020_statist_annex_en.pdf

